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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Binnenschiffsverkehrsgesetzes 

A. Zielsetzung 

Die EG-Richtlinie des Rates vom 9. November 1989 (87/540/EWG) 
„über den Zugang zum Beruf des Unternehmers im innerstaatli-
chen und grenzüberschreitenden Binnenschiffsgüterverkehr und 
über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug-
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise für diesen Beruf" (ABl. 
EG 1987 Nr. L 322 S. 20) ist in nationales Recht umzusetzen (Arti-
kel 189 Abs. 3 EWGV). 

Ziel der Richtlinie ist u. a. eine bessere Qualifizierung des Ver-
kehrsunternehmers im Interesse der Verkehrsnutzer. 

B. Lösung 

Die Umsetzung in nationales Recht soll durch Rechtsverordnung 
des Bundesministers für Verkehr erfolgen. Mangels gesetzlicher 
Ermächtigung ist eine entsprechende Ergänzung des Binnen-
schiffsverkehrsgesetzes erforderlich. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Binnenschiffsverkehrsgesetzes mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 610. Sitzung am 16. März 1990 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu 
erheben. 

Kohl 
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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Binnenschiffsverkehrsgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Binnenschiffsverkehrsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 8. Januar 1969 (BGBl. I 
S. 65), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 21. April 1986 (BGBl. I S. 551), wird wie folgt ge-
ändert: 

1. Nach § 35c wird folgender § 35d eingefügt: 

„§ 35d 

Der Bundesminister für Verkehr kann zur Umset-
zung der Richtlinie 87/540/EWG des Rates vom 
9. November 1987 über den Zugang zum Beruf des 
Unternehmers im innerstaatlichen und grenzüber-
schreitenden Binnenschiffsgüterverkehr und über 
die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise für diesen Beruf (ABl. EG 1987 Nr. L 322 
S. 20) durch Verordnung die erforderlichen Vor-
schriften erlassen. Hierbei kann er auch bestim-
men, welche über den Bereich eines Landes hin-
ausgehenden staatlichen Aufgaben der Binnen-
schiffahrt von den Wasser- und Schiffahrtsdirektio-
nen wahrgenommen werden." 

2. § 37 a wird wie folgt geändert: 

a) In § 37 a Abs. 1 wird im einleitenden Satzteil das 
Wort „ferner" gestrichen. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge-
fügt: 

„(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einer Rechtsverordnung nach 
§ 35 d Satz 1 oder einer auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung ergangenen vollziehbaren 
Anordnung zuwiderhandelt, soweit die Rechts-
verordnung für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Bußgeldvorschrift verweist." 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Richtli-
nie des Rates vom 9. November 1987 über den Zugang 
zum Beruf des Unternehmers im innerstaatlichen und 
grenzüberschreitenden Binnenschiffsgüterverkehr 
und über die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise für diesen Beruf (ABl. EG 1987 Nr. L 322 
S. 20). 

Nach Artikel 189 Abs. 3 des EWG-Vertrages ist eine 
Richtlinie für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet 
ist, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, 
sie überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen die 
Wahl der Form und der Mittel. 

Die Richtlinie über den Zugang zum Beruf des Unter-
nehmers ist vom Rat der Europäischen Gemeinschaf-
ten auf der Grundlage des Artikels 75 des EWG-Ver-
trages erlassen worden (Erlaß von erforderlichen 
Maßnahmen im Rahmen einer gemeinsamen Ver-
kehrspolitik). Nach Artikel 11 Abs. 1 Satz 1 der Richt-
linie treffen die Mitgliedstaaten bis spätestens 
30. Juni 1988 die erforderlichen Maßnahmen, um die-
ser Richtlinie nachzukommen. Die erste Überprüfung 
der fachlichen Eignung im Sinne des Artikels 3 soll 
vor dem 1. Juli 1990 stattfinden (Artikel 11 Abs. 1 
Satz 3). 

Die Richtlinie gilt nicht für natürliche Personen oder 
Unternehmen, die den Beruf eines Unternehmers im 
Binnenschiffsgüterverkehr mit Schiffen ausüben, de-
ren Ladefähigkeit bei höchstzulässigem Tiefgang 200 
metrische Tonnen nicht überschreitet. Ferner gilt die 
Richtlinie nicht für natürliche Personen oder Unter-
nehmen, die Fähren betreiben (Artikel 2). 

Die Voraussetzungen für die fachliche Eignung und 
damit für den Zugang zum Beruf des Verkehrsunter-
nehmers sind in einem Anhang zur Richtlinie enthal-
ten. 

Auswirkungen auf das Preisniveau sind von dem Ge

-

setzentwurf nicht zu erwarten, da es sich um Ände

-

rungen handelt, die ausschließlich rechtstechnischer 
Art sind. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des 
Binnenschiffsverkehrsgesetzes) 

Zu Nr. 1 (§ 35d) 

Die Verordnungsermächtigung wird neu in den Sech-
sten Abschnitt des Binnenschiffsverkehrsgesetzes 
eingeführt. Sie ermächtigt den Bundesminister für 
Verkehr, durch Rechtsverordnung diejenigen Vor-
schriften zu erlassen, die zur Umsetzung der Richtlinie 
87/540/EWG des Rates vom 9. November 1987 (ABl. 
EG 1987 Nr. L 322 S. 20) erforderlich sind. 

Zu Nr. 2 (§ 37a) 

Durch den neuen Absatz 2 bei § 37 a können Verstöße 
gegen Bestimmungen der nach § 35 d erlassenen 
Rechtsverordnung als Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden. 

Zu Artikel 2 (Berlin-Klausel) 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll wegen des in der EG-Richtlinie ent-
haltenen Umsetzungstermins möglichst bald in Kraft 
treten. 


